
Unablässig arbeiten antiliberale Politiker daran, die Institutionen der liberalen

Demokratie schlechtzumachen. In ihrer Propaganda bilden Parlament, Justiz und

Medien das Reich des Bösen: des Elitären. Sie sind »volksfern«, weil sie den

»volksnahen« Anührer schwächen, seine Macht begrenzen, sein Gebaren

beaufsichtigen. Doch ist die liberale Demokratie dazu da, Allmacht zu verhindern. Sie

verteilt nicht nur die Staatsmacht auf die gesetzgebende, die vollziehende und die

rechtsprechende Gewalt, wobei in Extremlagen die Regierung rasch handeln muss und

das Parlament ihr eine Zeitlang freiere Hand lässt. Die liberale Demokratie ermöglicht

es zudem der Opposition, den Interessengruppen und Nichtregierungsorganisationen,

den internationalen Organisationen und den Medien, sich Gehör zu verschaffen,

Einfluss zu nehmen. Die illiberale Demokratie will all dies verhindern oder erschweren.

Liberale Demokratie teilt die Staatsmacht in viele Machtstücke. Niemand bekommt

ein zu großes Stück, keiner hat mehrere Stücke. Die gestückelte Macht wird in

verschiedenen demokratischen Institutionen eingebeet, so kann sie niemand

zusammenügen und aus einer Hand ausüben. Diese Staatsform ist bestrebt, jede

Hegemonie abzuwenden. Das ist nicht die ganze liberale Demokratie, aber es ist ihr

Leitgedanke. Eine diametral andere »Leitkultur« hat die illiberale Demokratie: Macht

soll sich ungehindert entfalten, das Machtstück kann nicht groß genug sein.

Einst riefen Autoritäre nach der Diktatur. Das tun sie nicht mehr oder, wenn schon,

verklausuliert. »Die Rechtlosigkeit hat sich Seidenhandschuhe angezogen«, sagte

Friedrich Dürrenma 1990. Drei Wochen vor seinem Tod hielt er eine Lobrede auf den

Schristeller, Dissidenten und Staatspräsidenten Václav Havel. Und meinte, die

Herrscher in der »späotalitären« Tschechoslowakei häen so gründlich manipuliert,

dass sie nicht länger morden und foltern lassen mussten.3 Wie immer bei Dürrenma

war der Rückblick zugleich ein Ausblick. Heute wissen Herrschsüchtige, dass eine

örmliche Diktatur unnötig ist, wo sich jede sogenannte »Demokratie« autoritär ühren

lässt. Siehe in Singapur die obrigkeitliche Demokratie, auf den Philippinen die

polizeiliche, in Brasilien die militarisierte, in Russland die gelenkte, in der Türkei die

repressive, in Ungarn und Polen die illiberale Demokratie. Und vierzehn Monate lang

sahen wir in Italien eine Hetzer-Demokratie à la Maeo Salvini.

Schon im Jahr 1923 schrieb Carl Schmi, der Jurist und spätere Staatsdenker der

Nazis: »Eine Demokratie kann militaristisch oder pazifistisch sein, absolutistisch oder

liberal, zentralistisch oder dezentralisierend, fortschrilich oder reaktionär, und alles

wieder zu verschiedenen Zeiten verschieden, ohne aufzuhören, eine Demokratie zu

sein.«4 Zu lesen in dem Band Die geistesgeschichtliche Lage des heutigen

Parlamentarismus, dessen zweite Auflage er mit einer »Vorbemerkung über den

Gegensatz von Parlamentarismus und Demokratie« versah. Carl Schmi ist heute die

Lichtgestalt reaktionärer Publizisten.

Die illiberale Demokratie ist die Demokratie der Antidemokraten – und eine neue

Art, Diktaturen zu legitimieren. In der demokratischen Hülle steckt die Fülle des

Autoritären. Der ungarische Ministerpräsident Viktor Orbán ührt das mit



verschlagener Brutalität vor. Das Idol der Reaktionäre in Europa beschwört die

»christlich-abendländische« Vergangenheit – »und in diesem Sinn ist der neue Staat,

den wir in Ungarn bauen, kein liberaler Staat, sondern ein illiberaler«. Orbán vollzieht

den »Systemwechsel« zur neuen »Staatsform, die am besten ähig ist, eine Nation

erfolgreich zu machen«, so die wichtigste Rede seiner bisherigen Amtszeit im Juli 2014.5

Liberale Demokratie baue »auf dem Gedanken auf, dass wir alles tun dürfen, was die

Freiheit des anderen nicht einschränkt«. Er hingegen mache die Freiheit »nicht zum

zentralen Element der Staatsorganisation«. Ungarn müsse sich »von den in Westeuropa

akzeptierten Dogmen und Ideologien lossagen«. Denn die siegreichen »Stars« im

Welauf um die beste Staatsform seien »Singapur, China, Indien, Russland, die

Türkei«. Orbán fuhr fort: Das Volk erwarte von ihm, »die neue Organisationsform des

ungarischen Staats […] zu schmieden«. Und in dieser Arbeit gebe er, bei aller

»Berücksichtigung« der Menschenrechte und der Individuen, etwas anderem den

Vorrang: der Nation als »Gemeinscha, die organisiert, gestärkt, ja sogar aufgebaut

werden muss«. Im Juli 2019 zog der Ministerpräsident eine erste Zwischenbilanz: Die

Errichtung seiner Autoritärdemokratie werde weitere ünfzehn Jahre beanspruchen.6

Dann ist Orbán erst siebzig Jahre alt.

Unter den Gegnern der liberalen Demokratie finden sich Freunde der Diktatur und die

neuen Autoritärdemokraten. Die Grenzen sind fließend, aber in allen Ländern

relativieren, strapazieren, ignorieren sie die Menschenrechte. Alle teilen den Willen zur

Willkür. Und fast alle sind Nationalisten. Medien nennen diese Kräe

»rechtsbürgerlich« oder »nationalkonservativ«. Das ist ungenau. Bürgerliche nämlich

sind stolz auf die schönste, fragilste Errungenscha bürgerlicher Revolutionen des

18. Jahrhunderts: die Menschenrechte. Konservative möchten das Bestehende bewahren,

und das ist vorderhand die liberale Demokratie.

Ein brauchbarer Sammelbegriff ist »Neue Rechte«, so wie die Neue Linke im Jahr

1968 auegehrte und lang weiterwirkte. Die 68er gossen alte linke Denkmuster in neue

Formen und sie entwickelten neue Denkmuster. Nun imitiert das im Westen die Neue

Rechte, wobei ihr glänzende Intellektuelle fehlen. Auch sie setzt auf – allerdings

humorfreie – Provokationen: Sie will nämlich die Gesellscha verhärten, wo die Neue

Linke lustvoll das Bürgerlich-Rigide gelockert hae. Neurechte rufen ebenfalls eine

Revolution aus, ihre »Konservative Revolution«. Sie wollen »Begriffe besetzen«. Und

diese Kämpfer ür die Rückkehr zur Willkür bilden genau wie die Neue Linke eine

buntscheckige Schar. Dazu zählen Rechtspopulisten, Rechtsradikale, Rechtsextremisten

(samt den Neonazis, Identitären oder »Reichsbürgern«) und Rechtsterroristen.

Frankreich hat seine nicht neue Nouvelle Droite. In den USA ließen sich die

Neokonservativen von evangelikalen Eiferern, der Tea-Party-Bewegung und schließlich

dem »Trumpismus« rechts überholen.

Die gedanklich radikalsten Neurechten, wiewohl sie gediegen aufzutreten pflegen,

sind die »Libertären«, die so tun, als seien sie konsequente Liberale. Sie träumen von

der Gründung »staatsfreier Privatstädte«. Am liebsten möchten sie zugunsten des



Markts den demokratischen Staat nahezu einreißen. Ohne den Rechtsstaat gilt dann die

eigengesetzliche Führerscha der Marktmächtigen: das Gesetz der wirtschalich

Starken, die sozial Schwache ausmustern oder ausbeuten. Unterdrückung im Namen der

Freiheit – das Muster ist allen Neurechten gemein.

Diese Kräe sind unterschiedlich populistisch, unterschiedlich radikal,

unterschiedlich extremistisch, unterschiedlich neu, unterschiedlich rechts, in sehr

unterschiedlichem Ausmaß antiliberal, illiberal, marktfundamental und national. Sie

haben sich in den verschiedenen Ländern ganz verschieden ausgeprägt. Aber wie Viktor

Orbán neigen sie allesamt zu autoritären »Staatsformen« (die Libertären zur

Marktdiktatur).

Und so erweisen sich die Neuen Rechten als Reaktionäre, das ist der zweite

Sammelbegriff. Wer im Europa und im Amerika des 21. Jahrhunderts das Autoritäre

wieder hervorholt, ist anachronistisch. Wenn Regierende nach Gutdünken schalten und

walten, wenn Trump einwandfreie Wahlergebnisse nicht gelten ließ, ist es ein

Rückschri. Reaktionär waren die Gegner der jungen liberalen Demokratien, deren erste

1776 in Gestalt der Vereinigten Staaten entstand. Gestrig sind heutige Gegner der

liberalen Demokratie, weil sie dem Westen kein anderes Zukunsmodell bieten als das

uralte Muster, das noch jedes Mal Stillstand, Willkür und Unbill heraueschwor:

Ballung sta Teilung der Macht.

Freiheit sei die »Unabhängigkeit von eines Anderen nöthigender Willkür«, schrieb

1797 Immanuel Kant, der Philosoph der Aulärung.7 Wer hinter die klug erarbeiteten,

hart erkämpen politischen Errungenschaen dieser Aulärung zurückällt, ist

reaktionär. Und wird in diesem Buch so genannt, egal, ob er extremistisch, radikal oder

»bloß« rechtspopulistisch ist.

Der Reaktionär, er reagiert. Er verkörpert die andauernde Reaktion auf die epochale

Aktion, die in der Geistesgeschichte Aulärung heißt. Und die bis heute in schönster

»Geistesgegenwart« zweifelt, fragt, forscht, debaiert, lernt, entdeckt und entwickelt,

also Aktion bleibt. So etwas können nur eigenständige Menschen leisten, möglichst

mündige Bürgerinnen und Bürger eines möglichst selbstbestimmten Gemeinwesens, das

sich von niemandem lenken lässt. Ohne es ür die absolute Wahrheit zu halten, nehmen

sie das Wissen der Wissenschaen ernst: zum Beispiel die Erkenntnisse der

Umweltwissenschaen.

Die Aulärung ist nicht Zustand, sondern Suche, an ihrem Anfang steht der Zweifel.

Die liberale Demokratie, Kind der Aulärung, muss denn auch deshalb jeder Übermacht

wehren, weil Machtmenschen – seien sie nationalistische Anührer, seien sie

transnationale Wirtschasührer – in der Regel zu wenig zweifeln. Demgegenüber sollte

die liberale eine lernende Demokratie sein: sich infrage stellen, selbstkritisch ihre

Schwächen sehen und ausbessern, sich fortentwickeln, bei Bedarf neue Felder der Politik

demokratisieren, um auf der Höhe der Zeit zu bleiben. Nur so lässt sich das

demokratische Prinzip durch alle Umbrüche von Gesellscha, Wirtscha und Technik

behaupten.



Offenkundig aber überwiegt die Macht der Gewohnheit: Seit Langem unterlassen es

die Demokraten, die Institutionen und Verfahren der liberalen Demokratie zu

modernisieren. Wiewohl sie rivalisieren, sind der neoliberale und der diktatorische

Kapitalismus made in China fortan unzertrennlich. Das bleibt nicht ohne Folgen: Der

Welt der Konzerne wird die demokratische Logik noch fremder. Im Bann der Megamacht

von Global Players, die wenig Selbstzweifel hegen und die Politik als ihre Dienstleisterin

betrachten, erwuchs aus der liberalen die neoliberale Demokratie. Bis zur Corona-Krise

galt nämlich: Ökonomie lenkt Demokratie. Verkehrte Welt, wenn die Wirtscha den

Staat reguliert. So war's ganz und gar nicht vorgesehen.

Aber die Demokratie hae sich angedient, sta sich zu erneuern. Sie war stehen

geblieben. Das war ein Geschenk an die Illiberalen: Kaltblütig nutzten sie die Schwäche

der nicht mehr ganz so liberalen Demokratie. Doch trotz ihrer offenkundigen

Überforderung und Handlungsschwäche blieb die Debae über unerlässliche

Demokratiereformen aus. Nur Wirtschasreformen standen zur Diskussion.

Wirtschashörig – und leicht fatalistisch – hae die neoliberale Demokratie dem

Kapitalismus freie Hand gelassen, worauf dieser immer wieder außer Rand und Band

geriet: In den Worten des Wirtschasethikers Peter Ulrich fehlte sowohl der »Rand«, der

Sinn ür die Grenzen von Marktmacht und Gewinnmaximierung, als auch das »Band«

zur Bürgergesellscha: das elementare Geühl dieser globalen Spieler ür ihre

Verantwortung gegenüber der Demokratie.8

Freilich darf die Tugendkritik an maßlosen Wirtschasührern (abgesehen davon,

dass der Mielstand maßvoll blieb) nicht von der relevanteren und konstruktiveren

Systemkritik ablenken: Nur eine renovierte, erstarkte Demokratie kann den Primat der

Politik durchsetzen. Doch einer Diskussion über Umbauten des politischen Systems

sind die planlosen konservativen, liberalen und linken Parteien lang ausgewichen,

obwohl es um ihre Existenz geht. Die meisten Politikerinnen und Politiker wollten es

nicht wahrhaben: Ultrakapitalismus schwächt die liberale Demokratie. Die Muer aller

Deregulierungen, die Freiheit des Kapitalverkehrs, war ein kolossaler Machtgewinn ür

die Wirtscha, ein gewaltiger Machtverlust ür die nationalen Demokratien und die

wenig ausgereie europäische Demokratie. Seitdem zieht das Kapital einfach

woandershin, wenn Parlament und Regierung nicht spuren.

Die liberale Demokratie ist o dermaßen erpressbar, dass sie das vollends

internalisiert und sie den Stolz verliert. Dann frönt sie in vorauseilendem Gehorsam dem

Standort- und Steuerwebewerb, also dem liebedienerischen Buhlen um die Gunst der

Unternehmen. Wie viel kleiner sind da der Geühlsraum und der finanzielle Spielraum,

um all jene Menschen einzubinden, die der global-digitale Ultrakapitalismus aufs

Abstellgleis geschoben hat. Oder die gekränkt sehen, dass ihre Kenntnisse nach und

nach irrelevant werden, ihre analoge Arbeit zweitrangig, ihre Region noch peripherer

wird. Und sollten sie infolge der Corona-Krise gänzlich deklassiert werden, dann nagt

erst recht wieder das Ressentiment, von der Demokratie ausrangiert zu werden, zumal

wenn die Hilfe und Aufmerksamkeit der Politik nachlassen. Wer sich als Restposten



vorkommt, sucht Anerkennung bei Reaktionären, die Identität stien. Dabei bestärken

neurechte Gruppen den »entwerteten Mann« (Walter Hollstein) darin, ein Macho zu

bleiben.9 Und sie spenden das Gemeinschas- und Wohlgeühl, ein Macho unter

Machos zu sein. Reaktionäre Parteien haben mehr Wähler als Wählerinnen – und mehr

Dörfler als Städter.

AFD & Co. lenken den soziokulturellen und wirtschalichen Unmut geflissentlich auf

die demokratischen Politikerinnen und Politiker: nie auf das Wirtschassystem, das die

drastische Ungleichheit erzeugt. Neurechte stützen den Ultrakapitalismus, der viel Geld

von unten nach oben umverteilt, indem sie die Bürger »drinnen« gegen die Migranten

»draußen« auringen. Donald Trump buhlte um die »kleinen Leute« und weerte

gegen die Elite und das Establishment – aber vier Fünel der Steuersenkungen zu

Beginn seiner Amtszeit gingen an die Reichen.

Alle Reaktionäre locken und verprellen die Verlierer. Werden diese Hintergangenen

nach und nach zu einer erneuerten liberalen Demokratie zurückfinden? Diese muss

willens sein und beähigt werden, ihre Aufgabe zu erüllen: der Wirtscha vernünige,

faire Rahmenbedingungen zu setzen.

Trotzdem ist keine breite Diskussion über unerlässliche Reformen der liberalen

Demokratie aufgekommen. Sporadisch werden Chancen, Risiken und Nebenwirkungen

der direkten Demokratie erörtert. Gut so. Aber auch in der direktdemokratischen

Schweiz ist das Kernproblem ungelöst: das Machtgeälle zwischen Ökonomie und

Demokratie.

Der erste Teil dieses Buchs erörtert die Gründe ür den gleichzeitigen Aufmarsch des

Ultrakapitalismus und der Neuen Rechten. Geährlicher als die Lautstärke der

Reaktionäre ist die Schwäche von Konservativen, Liberalen und Linken, nicht immer

standfest und ganz ohne Vorstellung einer zukunstauglichen Demokratie. Viele

machen sich bereitwillig die reaktionäre Kritik am Aufgeklärten zu eigen.

Der zweite Teil schildert Grundmuster, Methoden und Vorgehen der Reaktionäre. In

der Pandemie wussten sie weder ein noch aus, aber in ihrem Kulturkampf (wider die

liberale Demokratie) und ihrem Kampf der Kulturen (wider den Islam und die

Migranten) lassen sie nicht locker. Und der Klamauk der Populisten überspielt ihre

Unähigkeit: Die Neue Rechte der Neinsager ist eine Neue Rechte der Versager, sobald

sie regiert und zur Sachpolitik gezwungen ist, zumal in Krisenzeiten. Auch verkämp

sie sich gegen unaualtsame gesellschaliche Entwicklungen: Zum Beispiel und zum

Glück verliert sie alle ihre Rückzugsgefechte gegen die Parität der Geschlechter. Und die

Wahlerfolge der Reaktionäre bleiben in halb Europa unter ihren Erwartungen.

Der drie Teil zeigt die Kra der Demokratie auf, und der vierte Teil umreißt die

Arbeit an ihrer Modernisierung. Diktatoren sorgen sich Tag und Nacht um ihr

Überleben. Was tun die Demokraten? Warum entwickeln sie kaum Strategien, um das

Bestehen und Gedeihen der Demokratie zu sichern? In vielen Ländern bleibt sie resilient.

Sie weist die Reaktionäre in die Schranken, o laufen sie auf. Jedoch reicht das nicht.

Die Aufgabe liegt darin, die Demokratie zukuns- und aktionsähig zu machen, sie zu


